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Mitteilung
Achtung!

Abweichende Sitzungszeit!
Abweichender Sitzungsort!

Die 51. Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz findet statt
am:

Mittwoch, dem 26.10.2011, 08:00 Uhr
Sitzungssaal: 4.400

Sitzungsort: Berlin, Paul-Löbe-Haus,
Konrad-Adenauer-Str.1

T a g e s o r d n u n g

Öffentliche Anhörung

zum Thema:

"Neuordnung des Pflanzenschutzrechtes"
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Aufgrund der begrenzten Platzanzahl bitten wir alle Besucher um vorherige Anmeldung mit Namen,
Vornamen und Geburtsdatum unter folgender E-Mail-Adresse:

elv-ausschuss@bundestag.de

Besucher werden gebeten, am Eingang den Personalausweis bereitzuhalten.

Bedingt durch die Bestimmungen des neuen Ausweisgesetzes darf der Personalausweis
nicht mehr als Pfand hinterlegt werden. Daher bitte ich Sie, ein weiteres mit Bild und Namen
versehenes Dokument (Führerschein, Reisepass o. ä.) für die Einlasskontrolle mitzubringen.

Handys im Sitzungssaal bitte ausschalten.

Hans-Michael Goldmann, MdB
Vorsitzender
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Liste der Sachverständigen

für die 51. Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

zur
Öffentlichen Anhörung

zum Thema

„Neuordnung des Pflanzenschutzrechtes“

am Mittwoch, dem 26.10.2011, von 08:00 – 10:00 Uhr

im PLH Sitzungssaal: 4.400

Sachverständige
Verbände/Bundesländer/Ministerien

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)
*Tomas Brückmann

BDEW – Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft
*Martin Weyand

Deutscher Bauernverband e. V.
*Steffen Pingen

Zentralverband Gartenbau e. V.
Dr. Hans Joachim Brinkjans

Deutscher Raiffeisenverband e. V.
*Dr. Michael Reininger

Industrieverband Agrar e. V.
Volker Koch-Achelpöhler

NABU Naturschutzbund Deutschland e. V.
Florian Schöne

Einzelsachverständiger

Prof. Dr. Ralf Schulz
Institute of Environmental Sciences, University of Koblenz-Landau

*Änderungen
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Fragenkatalog

Wie wird gewährleistet, dass die vorgesehene Verfahrensdauer von grundsätzlich 12
Monaten bei der zonalen Zulassung als Berichterstatter, 120 Tagen als am Verfahren der
zonalen Zulassung beteiligter Mitgliedstaat und 120 Tagen bei der gegenseitigen
Anerkennung von Pflanzenschutzmittelzulassungen durch die in Deutschland am
Zulassungsverfahren beteiligten Behörden (BfR, BVL, JKI und UBA) eingehalten werden
kann?

Wie aufwändig im Vergleich zum deutschen System sind die Zulassungsverfahren in den
anderen europäischen Ländern der Zone B und ist damit zu rechnen, dass sich ein größerer
Teil der Zulassungen in andere europäische Länder verlagert?

Welche Auswirkungen hat die neue Definition von Pflanzenstärkungsmittel auf deren
Zulassung und Vertrieb?

Trägt das neue Pflanzenschutzgesetz Ihrer Auffassung nach zu einem Abbau von
Wettbewerbsnachteilen für die deutsche Landwirtschaft bei?

Sind die Anzeige- und Nachweispflichten geeignet, um den Parallelhandel und Reimport von
Pflanzenschutzmitteln im Sinne des Anwender- und Umweltschutzes zuverlässig
kontrollieren zu können und reichen die vorgesehen Strafvorschriften aus, um den
zunehmenden Handel mit illegalen Importen zu erschweren?

Wird mit dem Gesetzentwurf der Möglichkeit, über Internet- und Versandhandel
Pflanzenschutzmittel zu kaufen, genügend Rechnung getragen, welche Chancen und Risiken
sehen Sie und wo bestünde Nachbesserungsbedarf, um einen praktikablen und doch sicheren
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln zu gewährleisten?

Ist die Zulassung von Pflanzenschutzmittel ausreichend klar und sachgerecht geregelt, dass
einerseits Hersteller von Pflanzenschutzmitteln rechtssicher und in angemessen schnellen
Verfahren eine Zulassung erwirken können und andererseits sowohl Anwender, als auch
Endverbraucher und Umwelt sich darauf verlassen können, dass ausschließlich nachhaltige
und sichere Pflanzenschutzmittel auf dem Markt erhältlich sind und wird mit dem
Gesetzentwurf auch insbesondere im Hinblick auf die neue zonale Zulassung ausreichend
Transparenz auf dem Markt geschaffen?

Wie beurteilen Sie die zukünftige Marktsituation von Pflanzenstärkungsmitteln, die in ihrer
Anwendung insbesondere vorbeugenden Charakter haben und deren Verfügbarkeit für den
ökologischen Landbau und große Teile des Haus- und Kleingartenbereichs außerordentlich
wichtig ist?

Ermöglichen die Regelungen im vorliegenden Gesetzentwurf weiterhin die Ausweisung von
Sondergebieten wie z. B. das Alte Land auch zukünftig und wenn nein, welche Änderungen
wären erforderlich, um solche Sondergebiete zu erhalten?

Ist durch den Novellenentwurf sichergestellt, dass die Ziele z.B. der nationalen Strategien zur
Nachhaltigkeit und Biodiversität, der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und des
Naturschutzes eingehalten werden?

Welche Schutzgüter gehören in den Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von



Seite 5

Pflanzenschutzmitteln und wie kann sichergestellt werden, dass der Nationale Aktionsplan in
der Praxis wirken kann?

Ist im vorliegenden Gesetzentwurf die Ausbringung von Pflanzenschutzmittel durch
Luftfahrzeuge hinreichend geregelt, wie bewerten Sie die Anwendungsnotwendigkeit für
welche landwirtschaftlichen Kulturen und welche Änderungsvorschläge hätten Sie?

Ist im vorliegenden Gesetzentwurf die „gute fachliche Praxis“ der Ausbringung von
Pflanzenschutzmitteln Ihrer Meinung nach hinreichend geregelt, um negative Auswirkungen
auf die Umwelt im Allgemeinen und Bienen im Besonderen zu vermeiden und welche
Änderungsvorschläge hätten Sie?

Wie bewerten Sie die Regelungen im vorliegenden Gesetzentwurf zur Ausbringung oder
Verwendung von mit Pflanzenschutzmitteln behandeltem Saatgut, Pflanzgut oder
Kultursubstrat und welche Änderungsvorschläge hätten Sie?

Wie bewerten Sie die Regelungen im vorliegenden Gesetzentwurf hinsichtlich einer
sparsamen und ökologisch vertretbaren Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in
Kleingartenanlagen?

Ist im vorliegenden Gesetzentwurf Ihrer Meinung nach hinreichend geregelt, wie
Pflanzenschutzmittel in von der Allgemeinheit genutzten Flächen ausgebracht werden sollen
und welche Änderungsvorschläge hätten Sie?

Wie beurteilen Sie den Sachverhalt, dass im vorliegenden Gesetzentwurf die gemäß EU-Richtlinie
vorgesehenen Sonderregeln für die Anwendung von Pflanzenschutzmittel in
besonderen Gebieten - wie Natura 2000-Gebiete oder Trinkwassergewinnungsgebiete - nicht
aufgegriffen wurden und wie sollten Sonderregeln für die Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln in besonderen Gebieten Ihrer Ansicht nach im Gesetz verankert
werden?

Sind Sie der Ansicht, dass der vorliegende Gesetzentwurf dem Anliegen, Grundwasser und
Oberflächengewässer vor dem Eintrag von Pflanzenschutzmitteln zu schützen, ausreichend
Rechnung trägt und wenn nein, wie kann dieses Anliegen besser im Gesetz verankert
werden?

Wie beurteilen Sie den Ansatz der Bundesregierung, wesentliche Regelungsinhalte in den
Nationalen Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (NAP) zu
verlagern und wie beurteilen Sie dessen laufenden Erstellungsprozess?

Sind Sie der Auffassung, dass der vorliegende Gesetzentwurf und die aktuelle
Entwurfsfassung des Nationalen Aktionsplans zur nachhaltigen Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln (NAP) dem Ziel einer nachhaltigen Verminderung des
Pflanzenschutzmitteleinsatzes ausreichend gerecht werden und wenn nein, welche Elemente
wären Ihrer Ansicht nach im Pflanzenschutzgesetz und NAP notwendig, um dieses Ziel zu
erreichen?

Sind sie der Ansicht, dass die Vorgaben zur Ausbringung und Verwendung von gebeiztem
Saatgut im Gesetz ausreichen und wenn nicht, welche Verbesserungen würden Sie
vorschlagen?
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Wird nach Ihrer Auffassung mit dem neuen Pflanzenschutzgesetz sichergestellt, dass die
durch die EU-Verordnung 1107/2009 angestrebte Verbesserung bei der Harmonisierung von
Pflanzenschutzmittelzulassungen zwischen den Mitgliedstaaten erreicht wird?

Nach Art. 77 VO 1107/2009 kann die Kommission technische oder andere Leitlinien für die
Durchführung dieser Verordnung verabschieden oder abändern. Diese stellen ein
wesentliches Instrument dar, um als Basis für die Bewertung von Zulassungsanträgen zu
dienen und den Harmonisierungsprozess zu verbessern. Halten Sie es für erforderlich, dass
das Pflanzenschutzgesetz eine Anordnung aufnimmt, gemäß der die am Zulassungsverfahren
beteiligten Behörden diese Leitlinien ("guidance documents") zu beachten haben, um Sinn
und Zweck der VO 1107/2009 in Deutschland Geltung zu verschaffen?

Sind Sie der Ansicht, dass der vorliegende Gesetzentwurf der Vorgabe aus Artikel 14 der
Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009
über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden,
dass ab dem Jahr 2014 alle beruflichen Verwender von Pflanzenschutzmitteln die Grundsätze
des integrierten Pflanzenschutzes verbindlich anwenden müssen, ausreichend Rechnung trägt
und wenn nein, wie sollte diese Vorgabe besser im Gesetz verankert werden?

Sind die Bedingungen für den Erwerb des Sachkundenachweises und die geforderten
regelmäßigen Fort-und Weiterbildungen praktikabel und mit anderen europäischen
Regelungen vergleichbar?

Reicht es aus, die gute fachliche Praxis und den integrierten Pflanzenschutz durch Leitlinien
zu unterfüttern und welche inhaltlichen und rechtlichen Anforderungen bestehen an die gute
fachliche Praxis im Pflanzenschutz?

Wie bewerten Sie die Bund-Länder-Zuständigkeiten des vorliegenden Gesetzentwurfs und
welche Änderungsvorschläge hätten Sie?


